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Anhörung zum Entwurf der VO-WRRL 
Ihr Schreiben vom 20. Dezember 2004, Az. III3A/III3B-79b 26.02.51 a-3512/04-, Leis-Reutershahn / Münchgesang
Sehr geehrte Damen und Herren,

wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme zur Umsetzungsverordnung der WRRL, auch wenn wir bedauern, dass Hessen damit zu den drei letzten Bundesländern gehört, die noch keine Umsetzungsverordnung erlassen haben. Sowohl die Verordnung, als auch das neue hessische Wassergesetz hätten nach der WRRL bis Ende 2003 umgesetzt sein sollen. Wir bitten Sie, trotz der nicht von uns verschuldeten nun entstandenen zeitlichen Dringlichkeit unsere Kritikpunkte zu berücksichtigen.
In den Antworten der Wasserwirtschaftsverwaltung auf unsere Stellungnahme zur Bestandsaufnahme heißt es wiederholt, man hätte sich in Hessen an die „Vorgaben der LAWA“ gehalten. Es ist uns wichtig hier festzustellen, dass es keine zwingenden Vorgaben der LAWA gibt. In diesem Gremium werden (unter Beteiligung des Landes Hessen!) Vorgehensweisen vereinbart, die der Vereinheitlichung dienen und Mindeststandards festlegen sollen. Dennoch steht es jedem Bundesland frei, losgelöst von der LAWA-Musterverordnung weitergehende, qualitätssteigernde Maßnahmen zu ergreifen.
Das gleiche gilt für die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie. Auch hier ist jeder Mitgliedstaat frei, über die geregelten Maßnahmen hinaus zu gehen (best practice, Art. 176 EG-Vertrag). 
Wir erwarten von der Hessischen Landesregierung, dass sie sich nicht auf die Umsetzung Brüsseler Vorgaben oder eines Minimalkonsens („kleinster gemeinsamer Nenner“) beschränkt, sondern eigenständig Verantwortung in ihrem Zuständigkeitsbereich des Schutzes der Gewässer übernimmt. Dazu gehören auch sinnvolle, weiterführende Regelungen in der Umsetzungsverordnung.

Zu § 3 Begriffsbestimmungen

Der in Anlage 1dargestellte Maßstab von 10 km² für Einzugsgebiete wird von der WRRL (Anhang II) in Artikel 5 lediglich im Zusammenhang mit der Überprüfung und den Berichtspflichten genannt. Es handelt sich hier lediglich um ein reines Kontrollinstrument zur Einhaltung des Schutzregimes der WRRL. Unzulässig und mit dem Gemeinschaftsrecht unvereinbar ist jedoch, von dem Kontrollumfang auf den Anwendungs- und Schutzbereich der WRRL zu schließen. Das Schutzregime selber gilt am gesamten Gewässer, also auch an den kleineren Oberläufen!  Daher ist die Antwort der Wasserwirtschaftsverwaltung auf unsere diesbezügliche Stellungnahme zur Bestandsaufnahme nicht zu akzeptieren. Dort heißt es (unter Nr. 45): „Die Aufstellung von Maßnahmenprogrammen im Sinne der WRRL ist für diese kleineren Fließgewässer nicht vorgesehen“. Der Verweis darauf, die kleinen Gewässer unterlägen ja „den Regelungen des HWG“ reicht nicht aus. Wenn das HWG zur Umsetzung der WRRL ausreichen würde, wäre ja auch die Umsetzungsverordnung verzichtbar.

Wir sehen einen Verstoß gegen die WRRL, wenn ihre Anforderungen nur dort erfüllt werden sollen, wo das Land über die Berichtspflichten kontrolliert wird. Dies wird der wirklichen Charakteristik der Fließgewässer nicht gerecht, denn durch diesen Maßstab werden nur 8.259 km Fließgewässer in Hessen berücksichtigt. 12.855 km hingegen werden nicht oder nur unzureichend berücksichtigt. Gerade der Zustand der Oberläufe als Laich- und Aufwuchsgewässer bestimmt aber zu einem großen Anteil, was in dem unterhalb folgenden Gewässerabschnitt lebt.   

Mit dem Artikel 6 WRRL (Verzeichnis der Schutzgebiete) und der Verpflichtung zur Berücksichtigung der Natura2000- Gebiete in Anhang IV trägt die WRRL dem funktionalen Zusammenhang der Natura2000-Gebiete und den Gewässern Rechnung. Die WRRL trifft jedoch keine Einschränkung, dass nur Schutzgebiete zu berücksichtigen sind, die an größeren Gewässern mit mindestens 10 km² Einzugsgebiet liegen. Damit wird deutlich, dass die WRRL die Oberläufe der Gewässer keinesfalls ausklammert. Die 12.855 km Fließgewässer, die in Hessen unberücksichtigt bleiben sollen, spielen jedoch als Natura2000-Gebiete oder als verbindende Landschaftselemente gem. Art. 10 FFH-RL eine sehr wichtige Rolle und müssen im Rahmen der Maßnahmen- und Bewirtschaftungspläne berücksichtigt werden. Entsprechend verlangt auch die WRRL in Anhang VI (Liste von Maßnahmen, die in die Maßnahmenprogramme aufzunehmen sind), dass die Habitatrichtlinie und die Vogelschutzrichtlinie zu berücksichtigen sind.
Wir schlagen daher vor, im § 3 Abs. 1 folgenden Satz einzufügen: 

„Die nach den Abs. 2 und 3 vorzunehmende Beschreibung der Oberflächenwasserkörper ist nicht identisch mit dem Anwendungsbereich der noch zu erarbeitenden Maßnahmen- und Bewirtschaftungspläne.“

Weiterhin fehlt bei der Definition der Oberflächengewässer/Oberflächenwasserkörper die Berücksichtigung der Auen. Denn Ziel der Wasserrahmenrichtlinie in Artikel 1 a) ist:

„Vermeidung  einer weiteren Verschlechterung sowie Schutz und Verbesserung des Zustands der aquatischen Ökosysteme und der direkt von ihnen abhängigen Landökosysteme und Feuchtgebiete…..“ (ebenso: Präambel-Absätze 8 und 23!)
Hierzu liegt inzwischen auch ein umfassendes guidance-Papier der Wasser-Direktoren vor (Wetlands Horizontal Guidance, 17. Dezember 2003), welches die Beziehungen zwischen Fließkanal und umgebender Aue ausführlich darstellt.. Zur Abgrenzung der Wasserkörper greift das Dokument auf das guidance-Dokument zur Identifizierung von Wasserkörpern zurück und führt aus: 
“The definitions proposed here are compatible with, and form an elaboration of, similar definitions proposed in the HGIWB. This last Guidance document makes it clear that the water body itself ‘comprises the quality elements described in the Directive for the classification of ecological status’, which includes the structure and condition of the riparian…zone.”
Das guidance-Papier sieht es ferner als notwendig an, bei der Definition der Referenzbedingungen für die biologischen Qualitätskomponenten einiger Fließgewässertypen die Auenbereiche (Neben- und Altarme, Flutrinnen) einzubeziehen: 
“Depending on river morphology, riverine systems may be characterised at reference condition (and therefore at High Status) by complex and dynamic patterns of channels, oxbow lakes and temporary surface waters. In such cases, it may not be appropriate to assess biological quality elements from single parts of the river environment without consideration of the condition of other parts (for example by treating ‘main channels’ as separate from backwaters, side arms and oxbows).”

“For some floodplain river types, the reference condition values for the biological quality elements may be strongly dependent on the range of surface water and adjacent riparian zone habitats that would be present under totally or nearly totally undisturbed conditions. Such dependency should be taken into account when defining the good status values for the biological quality elements and identifying the hydromorphological conditions consistent with the achievement of those values.”
Auch das Bundesamt für Naturschutz veröffentlichte im Juli 2003 ein Positionspapier zur "Relevanz der Wasserrahmenrichtlinie für Flussauen aus naturschutzfachlicher Sicht". Darin werden Kriterien zur Einbeziehung von Ufer- und Auenbereichen in die Ausweisung der Oberflächenwasserkörper und zur Notwendigkeit von Maßnahmen, wie der Wiederanbindung oder Strukturverbesserung der Auen dargelegt. Schon bei der Beschreibung der Referenzbedingungen für einen Gewässertyp muss der gesamte Formenschatz der Aue berücksichtigt werden, sofern ein signifikanter Einfluss auf den Wasserkörper gegeben ist. Auen sind demnach "insoweit Teil des Wasserkörpers, als ihnen direkt Bedeutung für die Ausprägung der biologischen Qualitätskomponenten zukommt, etwa als Laichplatz oder Lebensraum für Jungfische".
Zu § 4 Lage, Grenzen und Zuordnung der Oberflächenwasserkörper, typspezifische Referenzbedingungen
Zu § 4 Abs. 3: Für die Identifikation erheblich veränderter und künstlicher Gewässer gelten nach Vorgabe des EU-weit abgestimmten guidance-Papiers bereits strenge Maßstäbe. Die Auswahlkriterien sollten klar benannt werden. 

Zu Anhang 1 (zu § 4): Oberflächengewässer: Lage, Grenzen und Zuordnung der Oberflächenwasserkörper, typspezifische Referenzbedingungen
Zu 2.2. Seentypen:  Die Einteilung sollte den Nährstoffhaushalt berücksichtigen und deckungsgleich mit den Seen-Kategorien der EU-Habitatrichtlinie sein: 

· oligotrophe Seen, EU-Code 3110

· mesotrophe Seen, EU-Code 3130

· oligo- bis mesotrophe kalkhaltige Seen, EU-Code 3140

· natürliche eutrophe Seen, EU-Code 3150

· dystrophe Seen (Moorseen) EU-Code 3160.

Zu 3.3: Hier werden als Nachweisgrenze die Werte festgelegt, die mit den Techniken ermittelt werden können, „die zum Zeitpunkt der Festlegung der typspezifischen Bedingungen verfügbar sind“. Hier sollte eine Option zur Anpassung an den technischen Fortschritt, entsprechend dem Wasserhaushaltsgesetz § 7a, Abs. 1 und 5 ergänzt werden.

Zu Anhang 2 (Zu § 5):

In der Stoffaufzählung unter 1.1 fehlen die Salze, die insbesondere in der Werra und der Ulster in Hessen eine besondere Rolle spielen. Sie gelangen nicht nur durch den Salzabbau sondern auch im Rahmen der Streusalzanwendung in unsere Gewässer. Unter Punkt 1.5 sollten einige der „anderen signifikanten anthropogenen Belastungen“ aufgezählt werden, z. B. Kühlwasser von Kraftwerken(Temperaturerhöhung), Einleitung von Salzen (Änderung der Leitfähigkeit), Einleitung von Säuren und Basen (pH-Wert-Änderungen).
Zu 1.4: An dieser Stelle sollte die ständigen morphologischen Veränderungen im Rahmen der Gewässerunterhaltung genannt werden

Zu Anhang 3 (zu §6 Abs. 1 Satz 1): Oberflächengewässer: Qualitätskomponenten zur Einstufung des ökologischen Zustands
1. Biologische Qualitätskomponenten: Bei den tabellarisch aufgelisteten Qualitätskomponenten fehlt bisher die Qualität von Struktur und Funktionsfähigkeit der Ökosysteme, die in Verbindung mit dem Gewässer stehen (Ufer/Gewässerrandstreifen und Aue), entsprechend der WRRL:

WRRL Art. 2 Nr. 21: „Ökologischer Zustand: die Qualität von Struktur und Funktionsfähigkeit aquatischer, in Verbindung mit Oberflächengewässern stehender Ökosysteme gemäß der Einstufung nach Anhang V“
2. Hydromorphologische Qualitätskomponenten: Bei den tabellarisch aufgelisteten Qualitätskomponenten reicht die „Struktur der Uferzone“ nicht aus, da bei Hochwasserereignissen auch die Aue hydromorphologisch überformt wird, und die geschaffenen Strukturen in Wechselwirkung zu dem Fließgerinne steht. Hier müssen also Gewässerrandstreifen und Aue ergänzt werden.
Auch das entsprechende guidance-Papier (Wetlands Horizontal Guidance, 17. Dezember 2003) sieht bei der Definition der hydromorphologischen Qualitätskomponenten ausdrücklich vor, auch die Struktur und den Zustand der Auen einzubeziehen:

“The quality elements comprised in the assessment of surface water status include hydro-morphological elements supporting biological ones (Annex V,1.1.2.). Hydro-morphological quality elements include the structure and condition of the riparian zone of rivers…; many of these include wetlands”
3. Chemische und physikalisch-chemische Qualitätskomponenten: Bei den Qualitätskomponenten sollte die Leitfähigkeit als einfach zu bestimmender Parameter ergänzt werden. Sie kann Aufschluss über bestimmte Gewässerbelastungen geben.
Zu Anhang 4 (zu § 6 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2): Oberflächengewässer: Anforderungen an die Einstufung des ökologischen Zustands:

2. Chemische Qualitätskomponenten für Umweltqualitätsnormen zur Einstufung des ökologischen Zustands:

Die Überwachung der Umweltqualitätsnormen nur für die Stoffe, die in signifikanten Mengen eingetragen werden, reicht nicht aus. Auf diese Weise können unbekannte oder illegale Einleitungen nicht bemerkt werden. Im Zuge der Überwachung müssen daher auch Stoffe untersucht werden, bei denen nicht mit signifikanten Mengen gerechnet wird. Der Satz „Es besteht keine Messverpflichtung für Stoff, die in den jeweiligen Oberflächenwasserkörper nicht in signifikanten Mengen eingetragen werden“ sollte daher gestrichen werden.
Die Bewertung anhand des „arithmetischen Jahresmittelwerts“ ist unzureichend, da die eingetragenen Giftstoffe nicht über einen statistischen Mittelwert auf die Biozönose wirken, sondern insbesondere über kurzfristige Spitzenwerte bei Belastungen die saisonal (Pflanzenschutzmittel) auftreten oder kurzzeitig eingeleitet werden. Diese gravierenden Störungen werden durch die Mittelwertbildung in ihrer Wirkung auf das Ökosystem unterbewertet.

In der Tabelle 5 fehlen pseudohormonell wirkende Stoffe, die in Anhang 2 unter 1.1. (Signifikante Punktquellen) textlich erwähnt werden.
Zu Anhang 6 (zu § 8): Oberflächengewässer: Überwachung des ökologischen und chemischen Zustands, Überwachungsnetz
1.1.2: Die Auswahl der Probestellen dort, wo „der Abfluss bezogen auf die gesamte Flussgebietseinheit bedeutend ist“ halten wir für nicht ausreichend. An diesen Stellen lassen sich keine Aussagen über die aquatische Lebensgemeinschaft und damit den Zustand der Oberläufe treffen. Wir empfehlen, die Untersuchungsstellen in Absprache mit Experten und Umweltverbänden festzulegen.
1.4. Überwachungsfrequenzen: In der Verordnung sind nur die Mindestüberwachungsfrequenzen aus dem Anhang V Nr. 1,3,4 WRRL übernommen worden. Demnach braucht bei guter Gewässerqualität und bei nicht gegebener Gefährdung durch anthropogene Belastungen die Überblicksüberwachung nur noch in jedem dritten Bewirtschaftungsplan, also alle 18 Jahre erfolgen. Dies halten wir fachlich für nicht akzeptierbar. Es kann nicht Sinn einer „Überwachung“ sein, dass anthropogene Belastungen schon vor der Probennahme bekannt sein müssen. Vielmehr muss die „Überwachung“ dazu dienen, bisher unbekannte, u. U. illegale Einleitungen aufzudecken. Da sich eine aquatische Biozönose innerhalb von 18 Jahren derart verändern kann, dass eine Ursachenermittlung für Verschlechterungen von Qualitätskomponenten nicht mehr nachvollzogen werden kann, ist diese Überwachungsfrequenz nicht zielführend. Die überblicksweise Untersuchung von Makrozoobenthos und Makrophyten sollte alle zwei Jahre durchgeführt werden.
Nr. 1.5.2 ist um die Habitat- und Artenschutzgebiete nach nationalen Schutzkategorien zu erweitern (§§ 22 - 33 BNatSchG), da die WRRL verlangt;
WRRL, Anhang IV: „Das Verzeichnis von Schutzgebieten gemäß Artikel 6 umfasst folgende Arten von Schutzgebieten:……Gebiete, die für den Schutz von Lebensräumen oder Arten ausgewiesen wurden…., einschließlich der Natura-2000-Standorte…“.
Entsprechend sind nicht ausschließlich Natura 2000 – Gebiete aufzunehmen, sondern ebenso die nationalen Schutzgebiete.
Zu Anhang 7 (zu § 9): Oberflächengewässer: Einstufung des ökologischen und chemischen Zustands, Darstellung der Überwachungsergebnisse

2. Einstufung und Darstellung des chemischen Zustands

Die Definition des „guten chemischen Zustandes“, wenn die Umweltqualitätsnormen nach Anhang 5 erfüllt sind, reicht nicht aus. Es fehlt der Bezug zu den prioritären gefährlichen Stoffen und damit ein Verweis auf die Qualitätszielverordnung, in die laut Begründungstext zur Umsetzungsverordnung (S. 94) die noch von der EU festzulegenden Qualitätsziele übernommen werden sollen. Der Satz unter Nr. 2 müßte dann richtig heißen:
„Wenn ein Oberflächenwasserköper alle einschlägigen Umweltqualitätsnormen nach Anhang 5 sowie nach der Qualitätszielverordnung erfüllt, ist sein chemischer Zustand als „gut“….einzustufen.“

Zu Anhang 10 (zu §12 Abs. 1):  Grundwasser: Einstufung des chemischen Zustands:
Es ist für uns nicht nachvollziehbar, dass der „gute chemische Zustand“  erreicht sein soll, wenn der Nitratgehalt 50mg/l nicht überschreitet. Dies ist der höchste zugelassene Grenzwert, also die Grenze des Tolerierbaren! Er ist daher keinesfalls als der „gute Zustand“ zu bezeichnen. Da wir es auch hier mit gemittelten Werten zu tun haben, würden die wirklichen Probleme der Grundwasserverschmutzung verschleiert. Hier halten wir einen Wert von 10 mg /l für sinnvoll um noch Anreize zur Verminderung der Nitratbelastung zu schaffen (Ausnahmen bei einer natürlich höheren Hintergrundbelastung).
Zu Anhang 11 (zu § 11, Abs. 2): Grundwasser: Überwachung des mengenmäßigen Zustands. 1. Messnetz

Die im zweiten Spiegelstrich genannten „Auswirkungen auf direkt vom Grundwasser abhängige Landökosysteme“ sind nicht indirekt über Pegelmessstellen zu erheben, sondern unmittelbar anhand von Indikatorarten, die für die jeweiligen Landökosysteme festzulegen sind. Dies erspart die Errichtung von Pegelmessstellen, die im Zuge der Baumaßnahme als auch durch die Erschließung mit Wegen zu einer Beeinträchtigung der Landökosysteme führen kann.
Zu Anhang 12 (zu § 12 Abs. 2 und 3) Grundwasser: Überwachung des chemischen Zustands und der Schadstofftrends

Zu 1.2  Bei der Ermittlung von Trends sollten die vorhandenen Daten der Vergangenheit auf jeden Fall mit einbezogen werden, damit „Trends“ bereits früh erkennbar werden und nicht erst in vielen Jahren.

Dipl.-Biol. Mark Harthun
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